
Satzung des Vereins „Umwelt-  

und Landschaftsschutz Aachen-Beverau“ 

 

§ 1 (Name, Sitz und Geschäftsjahr) 

I. Der Verein führt den Namen „Umwelt- und Landschaftsschutz 

Aachen-Beverau“. Er soll in das Vereinsregister eingetragen wer-

den und trägt dann den Zusatz "e.V." 

II. Der Sitz des Vereins ist Aachen. 

III. Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr; das erste Geschäftsjahr ist 

ein Rumpfjahr und endet am 31. Dezember 2017. 

 

§ 2 (Zweck des Vereins) 

I. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige 

Zwecke im Sinne des Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der 

Abgabenordnung. 

II. Zweck des Vereins ist die Förderung des Umweltschutzes ein-

schließlich des Natur- und Landschaftsschutzes sowie der Si-

cherheit im Straßenverkehr. Einen wesentlichen Vereinszweck 

bildet die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Aachen, ins-

besondere im Frankenberger Viertel und im Stadtteil Beverau. 

III. Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch 

- Dialog und Zusammenarbeit der Vereinsmitglieder und inte-

ressierter Dritter, 

- Aufklärung der Bevölkerung mittels Durchführung von Infor-

mationsveranstaltungen und Publikationen insbesondere über 

Probleme und Auswirkungen von Eingriffen in Flora und 

Fauna und in Kaltluftentstehungsgebiete, 

- Begleitung des politischen Prozesses z.B. bei der Aufstellung 

von Bauleitplänen insbesondere im Aachener Stadtteil Burt-

scheid und 

- finanzielle und ideelle Förderung von gemeinnützigen aner-

kannten Naturschutzverbänden und ihren verbandlichen Zu-

sammenschlüssen. 

 

§ 3 (Selbstlose Tätigkeit, Mittelverwendung und Begünstigungsver-

bot) 

I. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie ei-

genwirtschaftliche Zwecke. 

II. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke 

verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen 

aus Mitteln des Vereins. 



III. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Kör-

perschaft fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergü-

tungen begünstigt werden. 

 

§ 4 (Erwerb der Mitgliedschaft) 

I. Vereinsmitglieder können natürliche Personen oder juristische 

Personen werden. Bei Minderjährigen ist die Zustimmung der ge-

setzlichen Vertreter erforderlich; diese müssen sich durch schrift-

liche Erklärung zur Zahlung des Mitgliedsbeitrags für die/den Min-

derjährige(n) verpflichten. 

II. Als förderndes Mitglied kann aufgenommen werden, wer dem 

Verein ohne feste Beitragspflicht Geld-, Sachzuwendungen oder 

unentgeltliche Dienstleistungen erbringt. 

III. Der Aufnahmeantrag ist schriftlich an den Vorstand des Vereins 

zu richten. 

IV. Über den Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand mit einfa-

cher Mehrheit. Seine Entscheidung bedarf keiner Begründung 

und ist unanfechtbar. Sie ist dem/der Antragssteller(in) mitzutei-

len. 

 

§ 5 (Beendigung der Mitgliedschaft) 

I. Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss, Tod oder 

Auflösung der juristischen Person. 

II. Der freiwillige Austritt muss durch schriftliche Kündigung gegen-

über dem Vorstand zum Ende des Geschäftsjahres unter Einhal-

tung einer dreimonatigen Frist erklärt werden. Bei Minderjährigen 

muss die Austrittserklärung durch die gesetzlichen Vertreter ab-

gegeben werden. 

III. Der Ausschluss eines Mitglieds kann nur aus wichtigem Grund 

erfolgen. Wichtige Gründe sind insbesondere ein die Vereinsziele 

schädigendes Verhalten, die Verletzung satzungsmäßiger Pflich-

ten oder Beitragsrückstände von mindestens einem Jahr. Nach 

Anhörung des/der Auszuschließenden entscheidet über den Aus-

schluss der Vorstand mit einfacher Mehrheit. Seine Entscheidung 

ist unanfechtbar. Sie ist dem/der Auszuschließenden unter An-

gabe der Gründe mitzuteilen. 

IV. Bei Beendigung der Mitgliedschaft, gleich aus welchem Grund, 

erlöschen alle Ansprüche aus dem Mitgliedsverhältnis. Eine 

Rückgewähr von Beiträgen, Spenden oder sonstigen Unterstüt-

zungsleistungen ist grundsätzlich ausgeschlossen. Der Anspruch 



des Vereins auf rückständige Beitragsforderungen bleibt hiervon 

unberührt. 

 

§ 6 (Beiträge) 

Jedes Mitglied ist zur Zahlung eines jährlichen Mitgliedsbeitrags 

verpflichtet. Der Beitrag ist mit Beginn des Geschäftsjahres fällig. 

Die Höhe der Beiträge bestimmt die Mitgliederversammlung mit 

einfacher Mehrheit. Für das Jahr des Vereinsbeitritts ist der volle 

Jahresbeitrag zu bezahlen. 

 

§ 7 (Organe des Vereins) 

Organe des Vereins sind der Vorstand und die Mitgliederver-

sammlung. 

 

§ 8 (Mitgliederversammlung) 

I. Die Mitgliederversammlung ist das oberste Vereinsorgan. Zu ih-

ren Aufgaben gehören insbesondere die Wahl und Abwahl des 

Vorstands, Entlastung des Vorstands, Entgegennahme der Be-

richte des Vorstandes, Wahl der Kassenprüfer/innen, Festset-

zung von Beiträgen und deren Fälligkeit, Beschlussfassung über 

die Änderung der Satzung, Beschlussfassung über die Auflösung 

des Vereins sowie weitere Aufgaben, soweit sich diese aus der 

Satzung oder nach dem Gesetz ergeben. 

II. Mindestens jährlich, möglichst im ersten Halbjahr findet eine or-

dentliche Mitgliederversammlung statt. Der Vorstand ist zur Ein-

berufung einer außerordentlichen Mitgliederversammlung ver-

pflichtet, wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder dies schrift-

lich unter Angabe von Gründen verlangt. 

III. Die Mitgliederversammlung wird von dem/der Vorsitzenden, bei 

dessen/deren Verhinderung durch den/die stellvertretende Vor-

sitzende(n) unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen durch 

einfachen Brief, per E-Mail oder per Fax unter Angabe der Ta-

gesordnung einberufen. Die Frist beginnt mit dem auf die Absen-

dung des Einladungsschreibens folgenden Tag. Das Einladungs-

schreiben gilt als den Mitgliedern zugegangen, wenn es an die 

letzte dem Verein bekannt gegebene Postanschrift, E-Mail-Ad-

resse oder Faxnummer gerichtet war. 

IV. Die Tagesordnung ist zu ergänzen, wenn dies ein Mitglied bis 

spätestens eine Woche vor dem angesetzten Termin schriftlich 

beantragt. Die Ergänzung ist zu Beginn der Versammlung be-

kanntzumachen. 



V. Anträge über die Abwahl des Vorstands, über die Änderung der 

Satzung und über die Auflösung des Vereins, die den Mitgliedern 

nicht bereits mit der Einladung zur Mitgliederversammlung zuge-

gangen sind, können erst auf der nächsten Mitgliederversamm-

lung beschlossen werden. 

VI. Die Mitgliederversammlung wird von einem durch Zuruf und 

Mehrheitsbeschluss der anwesenden Vorstandsmitglieder be-

stimmten Vereinsmitglied geleitet. Der/die Versammlungslei-

ter(in) bestimmt eine(n) Schriftführer(in). Personalunion ist zuläs-

sig. 

VII. Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Der/Die Versamm-

lungsleiter(in) kann Gäste zulassen. Über die Zulassung der 

Presse, des Rundfunks und des Fernsehens beschließt die Mit-

gliederversammlung. 

VIII. Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der 

erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Jedes volljährige Mit-

glied hat eine Stimme. Das Stimmrecht kann nur persönlich oder 

für ein Mitglied unter Vorlage einer schriftlichen Vollmacht ausge-

übt werden. Bei Abstimmungen entscheidet die einfache Mehr-

heit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entschei-

det die Stimme des Versammlungsleiters. Bei Wahlen entschei-

det bei Stimmengleichheit das Los. Die Abstimmungsart be-

stimmt der/die Versammlungsleiter(in). Abstimmungen müssen 

schriftlich und geheim durchgeführt werden, wenn mindestens 

ein Drittel der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder dies be-

antragen.  

IX. Satzungsänderungen und die Auflösung des Vereins können nur 

mit einer Mehrheit von zwei Drittel der anwesenden Mitglieder be-

schlossen werden. Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen 

bleiben außer Betracht. 

X. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll 

anzufertigen, das von dem/der Versammlungsleiter(in) und 

dem/der Schriftführer(in) zu unterzeichnen ist; Personalunion ist 

zulässig. 

 

§ 9 (Vorstand) 

I. Der Vorstand im Sinne des § 26 BGB besteht aus dem/der Vor-

sitzenden, dem/der stellvertretenden Vorsitzenden und dem/der 

Kassenwart/in. Sie vertreten den Verein gerichtlich und außerge-

richtlich. Die Vertretungsmacht kann immer nur durch zwei der 

vorgenannten Vorstandsmitglieder ausgeübt werden. Intern wird 



vereinbart, dass in dem Falle, in dem der Vorsitzende nicht ver-

hindert ist, die Vertretungsmacht auch durch diesen ausgeübt 

wird. 

II. Die Mitglieder des Vorstands werden von der Mitgliederversamm-

lung auf die Dauer von drei Jahren einzeln gewählt. Vorstands-

mitglieder können nur volljährige Mitglieder des Vereins werden. 

Eine Wiederwahl ist mehrfach zulässig. 

III. Der Vorstand bleibt solange im Amt, bis ein neuer Vorstand ge-

wählt ist, selbst wenn hierbei die satzungsmäßige Amtsdauer 

überschritten wird. Bei Beendigung der Mitgliedschaft im Verein 

endet auch das Amt als Vorstand. 

IV. Die Mitglieder des Vorstands können ihr Amt aus wichtigem 

Grund jederzeit niederlegen. Sie haben dies dem/der Vorsitzen-

den, im Verhinderungsfall dem/der stellvertretenden Vorsitzen-

den mit einfachem Brief oder per E-Mail mitzuteilen.  

V. Scheidet ein Mitglied des Vorstandes während seiner Amtsperi-

ode aus, so wählt der verbleibende Vorstand ein Ersatzmitglied 

für die restliche Amtsdauer des ausgeschiedenen Mitglieds, des-

sen Wahl in der nächsten Mitgliederversammlung bestätigt wer-

den muss. 

VI. Der Vorstand fasst seine Beschlüsse in der Regel in Vorstands-

sitzungen, die von dem/der 1. oder 2. Vorsitzenden schriftlich, per 

E-Mail oder fernmündlich einberufen werden. Die Beschlüsse 

werden mit einfacher Mehrheit gefasst. Der Vorstand ist be-

schlussfähig, wenn mindestens drei Mitglieder anwesend sind. 

Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des/der Vorsitzenden den 

Ausschlag, bei dessen/deren Verhinderung die Stimme des/der 

Sitzungsvorsitzenden. Vorstandsbeschlüsse können auch durch 

telefonische Absprache, Email- oder Faxrundlauf gefasst wer-

den, wenn kein Mitglied des Vorstands diesem Verfahren in Text-

form widerspricht. Über die Beschlüsse der Vorstandssitzungen 

ist ein Protokoll anzufertigen, das zumindest Anträge und Be-

schlüsse wiedergeben muss und von dem/der durch Zuruf und 

Mehrheitsbeschluss bestimmten Sitzungsleiter(in) und dem/der 

ebenso bestimmten Schriftführer(in) zu unterzeichnen ist; Perso-

nalunion ist zulässig. 

VII. Der Vorstand kann für die Betreuung bestimmter Sachgebiete 

Beauftragte berufen und bildet mit diesen einen erweiterten Vor-

stand (Gesamtvorstand), wenn er dies ausdrücklich beschließt. 

 

 



§ 10 (Kassenprüfung) 

Die Mitgliederversammlung wählt für die Dauer von zwei Jahren zwei Kas-

senprüfer/innen. Sie arbeiten als Kontrollorgan im Auftrag der Vereinsmit-

glieder. Wählbar sind alle volljährigen Vereinsmitglieder; sie dürfen nicht 

Mitglied des Vorstands sein. Eine Wiederwahl ist mehrfach zulässig. 

 

§ 11 (Auflösung des Vereins) 

I. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversamm-

lung mit einer Drei-Viertel-Mehrheit der abgegebenen gültigen 

Stimmen beschlossen werden. 

II. Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steu-

erbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des Vereins der Lan-

desgemeinschaft Naturschutz und Umwelt NRW (LNU) zu. 

III. Als Liquidatoren werden die im Amt befindlichen vertretungsbe-

rechtigten Vorstandsmitglieder bestimmt, soweit die Mitglieder-

versammlung nichts anderes beschließt. 

IV. Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend, wenn der 

Verein aus einem anderen Grunde aufgelöst wird oder seine 

Rechtsfähigkeit verliert. 

 

§ 12 (Haftungsausschluss) 

Die Haftung des Vereins gegenüber seinen Mitgliedern beschränkt sich 

auf eine vorsätzliche oder grob fahrlässige Pflichtverletzung durch die Mit-

glieder des Vorstands. Die Haftung für lediglich leicht oder einfach fahr-

lässiges Verhalten wird ausgeschlossen. Eine unmittelbare Haftung der 

Vereinsmitglieder, insbesondere des Vorstandes, für Schadensersatzan-

sprüche gegen den Verein ist ausgeschlossen. 

 

Vorstehende Satzung wurde in Aachen am 25. September 2017 in der 

Burg Frankenberg in Aachen errichtet. 

 

Es folgen die Unterschriften der Gründungsmitglieder; diese sind Bestand-

teil der Satzung. 


